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Der grösste
Sesseltanz
der Welt
JedesWort wird gerade auf die
Waagschale gelegt. Dasmusste
Thomas Bitschnau erfahren,
als der ehemalige Berger
Gemeindepräsident etwas zu
sehr von derUnterthurgauer
Politik schwärmte, just nach-
demSteckborns Stadtpräsident
RolandToleti hingeschmissen
hatte. Denn seit Toleti und
Anders Stokholm in Frauenfeld
innerhalb vonwenigen Tagen
angekündigt haben, ihre Sessel
zu räumen, also zwei der
begehrtesten Exekutivämter
des politischen Thurgaus frei
geworden sind, droht ein
Domino-Effekt quer durch alle
Gemeinden imKanton.

Ein halbesDutzendGemein-
depräsidentinnen undGe-
meindepräsidenten könnten
schon bald einen neuen Job
haben. Also bringen sich
Kandidaten und ihre Berater in
Stellung. Stadt- undGemein-
deräte stehen unter Zugzwang,
kurzum: Es ist gehörigDruck
imKessel dieser Branche.

Sie haben eswahrscheinlich
bereits gemerkt: Irgendwas ist
faul an diesemText. Er ist
geklaut von einemösterreichi-
schenOnlineportal und trägt
imOriginal den Titel «Trainer-
karussell im Fussball: Der
grösste Sesseltanz derWelt».
Statt von Bitschnau, Toleti und
Stokholmhandelt er eigentlich
vonKlopp, Xavi undTuchel.

Vomgrössten Sesseltanz der
Welt istman imThurgauweit
entfernt.Mit ihren Rücktritten
haben Bitschnau, Toleti und
Stokholm aber zumindest das
Kandidatenkarussell inGang
gesetzt.Wäre das hier Fussball
und nicht Politik, würde sich
Frauenfeld jetzt vielleicht die
Dienste Toletis sichern. Für
Toleti wäre es der logische
nächste Karriereschritt – im-
merhin spielen die Kantons-
hauptstädter drei Ligen höher
als Steckborn.

StefanMarolf

mosttröpfli

Stefan Eglauf löst
Roman Kistler ab
Thurgau Per 1.März2025über-
nimmt Stefan Eglauf die Amts-
leitung der Jagd- und Fischerei-
verwaltung Thurgau. Dies teilt
die Staatskanzlei mit. Eglauf
arbeitet seit fünf Jahren imAmt
als kantonaler Fischereiaufse-
her mit eidgenössischem Fach-
ausweis und Reservataufseher
Wasser- und Zugvogelreservat.
Als Amtsleiter folgt er auf Ro-
man Kistler, der die Thurgauer
Jagd- und Fischereiverwaltung
21 Jahre geleitet hat und nun
pensioniert wird. (red)

Regierung verteidigt Fallschirm
Thurgauer Kantonsräte kritisieren Ruhegehaltsregelung – Exekutive bezeichnet geltende Regelung alsmassvoll.

Christian Kamm

Regieren istmitRisikenverbun-
den. Das Damoklesschwert
einerAbwahl schwebtüberdem
Kopf der Magistratspersonen.
Zwar ist im Thurgau seit Gene-
rationen kein Regierungsmit-
glied mehr in die Wüste ge-
schicktworden. Trotzdemwur-
de mit dem sogenannten
Ruhegehalt auch für diesenFall
vorgesorgt. Falls ein Regie-
rungsrat plötzlich und rechtlich
unverschuldet auf der Strasse
steht, sorgt das Ruhegehalt für
ein geregeltes Einkommen bis
die Pensionskasse übernimmt
(mit 63). Allerdings ist der An-
spruch vom Alter beim Regie-
rungsaustritt undvonderAmts-
dauer abhängig. Unter 50 Jah-
ren gibt es nichts. Wer weniger
als zwölf Jahre regiert hat,muss
abgestufte Einbussen in Kauf
nehmen. Das maximale Ruhe-
gehalt beträgt 50Prozentdes für
die Berechnungmassgebenden
Jahreslohns. Gegenwärtig sind
das rund 133000Franken.

Auch beimVerzicht auf eine er-
neuteKandidatur –wieunlängst
beidenRegierungsrätinnenMo-
nika Knill und Cornelia Kom-
posch der Fall – gilt diese Ruhe-
gehaltsregelung. Bei der noch
eine dritte Bremse eingebaut
wurde. Wenn ein ehemaliges
Regierungsmitglied mit einer
neuenErwerbstätigkeit inklusi-
veRuhegehaltmehr als 90Pro-
zent seines letzten Regierungs-
lohns erzielt, wird das Ruhege-
halt entsprechend gekürzt.

Appell anVorbildfunktion
derRegierung
Trotzdem zu viel des Guten für
die Kantonsräte Oliver Martin,
Beat Stump (beide SVP) und
Marcel Wittwer (EDU). Sie fra-
gen ineinemparlamentarischen
Vorstoss, ob es aktuell noch
Gründe für diese Regelung
gebe. Und ob die Regierung an-
gesichts der angespannten Fi-
nanzlage nicht eine Vorbild-
funktion habe, mit gutem Bei-
spiel vorangehen und das
Ruhegehalt revidieren sollte.

DiegeltendeRegelung seimass-
voll undmacheSinn, findethin-
gegen der Regierungsrat in sei-
ner Antwort. Es bestehe nicht
nurdieMöglichkeit einerunver-
schuldeten Abwahl. Sondern:
EinRuhegehalt verhindere Inte-
ressenkonflikte während der
Amtsführung, weil zurücktre-
tende Regierungsmitglieder
«nicht unter Zugzwang stehen,
während ihrer Amtszeit nach
bezahltenMandaten fürdieZeit
danachAusschauzuhalten».Es
sei deshalb weder eine Sonder-
noch eine Vorzugsbehandlung,
sondern angesichts der Beson-
derheiten eines Regierungsam-
tes gerechtfertigt.

Versicherungslösungkeine
Alternative
Mit den erwähnten Einschrän-
kungenundAbstufungen ist laut
Regierung das Ruhegehalt «er-
gänzend zu anderen Einkom-
mensquellen konzipiert». Ver-
gleichbare Regelungen gebe es
in vielen Kantonen. Eine von
den drei Kantonsräten ins Spiel

gebrachte alternative Versiche-
rungslösung lehnt die Kantons-
regierung ab. Für einen wirksa-
menZinseffekt analog zumPen-
sionskassenguthaben sei die
Einzahlungsdauer zu kurz.
Schliesslich wird mit Blick auf
die Finanzlage auch der Spar-
effekt relativiert. Erfahrungsge-
mäss verzichtedieMehrheit der
ehemaligenRegierungsmitglie-
der auf ein Ruhegehalt. Auch
gebe es einen Bestandsschutz
für die aktuellen Mitglieder.
Wasdazu führe, dass ein solcher
Spareffekt «frühestens in zwölf
Jahren absehbar»wäre.

OliverMartin:«Ichwill
weitermachen»
Kantonsrat Oliver Martin zeigt
sichvonderAntwort enttäuscht.
Er wolle das Ruhegehalt nicht
abschaffen, sagt er. Aber er hät-
te zumindest eine gewisse
Bereitschaft der Regierung er-
wartet, über eine Anpassung
dieses «alten Zopfs» zu reden.
Angesichts der angespannten
Finanzlage müsse der Regie-

rungsrat «vorangehen und bei
sich selbst anfangen», fordert
SVP-KantonsratMartin. «Dann
geht auchdasVolkmit.»Zudem
kenne zum Beispiel der Kanton
Wallis keine Ruhegehaltsrege-
lung.

«Ich will weitermachen»,
lautetdeshalbMartinsAbsichts-
erklärung. Die Instrumente da-
für stehen zur Verfügung. Das
regierungsrätliche Ruhegehalt
ist inderPensionskassenverord-
nungdesGrossenRats geregelt.
Diese lässt sich auf dem Mo-
tionsweg ändern – parlamenta-
rische Mehrheit vorausgesetzt.
Vorerst wartet Oliver Martin
abernochaufdieBeantwortung
von ergänzendenFragen, die er
FinanzdirektorundNamensvet-
ter Urs Martin geschickt hat.
Unter anderem will er wissen,
welche Regierungsräte denn in
den letzten zehn Jahren auf ein
Ruhegehalt verzichtet hätten.
Und mit welchen Beträgen für
Ruhegehälter 2025 – also inklu-
sive Monika Knill und Cornelia
Komposch – zu rechnen sei.

Argumente der Bauern setzen sich durch
Mit grossemMehr fassen dieDelegierten derMitte Thurgau dieNein-Parole zur Biodiversitätsinitiative.

Christof Lampart

Ja oder Nein zur Biodiversitäts-
initiative?DieseFragediskutier-
ten am Freitagabend 94 Mitte-
Delegierten im Restaurant
Stadtkaserne inFrauenfeld ein-
gehend.Zuvorwurdedie eidge-
nössischeAbstimmungsvorlage
vom 22. September von Toni
Kappeler (Münchwilen, Präsi-
dent Pro Natura Thurgau, Pro-
Argumente) und Martin Rufer
(Solothurn, FDP-Kantonsrat,
Direktor Schweizerischer
Bauernverband, Kontra-Argu-
mente) kontradiktorisch vorge-
stellt worden.

Dabei wurde die Richtung,
inwelchedieAbstimmungwohl

laufen würde, schnell einmal
klar. Das grosse Mehr folgte in
seinenRedebeiträgendenArgu-
menten Martin Rufers. Dieser
hatte dargelegt, dass ein Ja zur
BiodiversitätsinitiativedenAus-
bauvonerneuerbarenEnergien
erschweren, zu Einbussen bei
der Lebensmittelproduktion
undKomplikationenbeiBauvor-
haben führenwürde. Insbeson-
derewarnteMartinRuferdavor,
dassdie Initiative zulastenwert-
vollen Kulturlands ginge.

Dieses wiederum hätte zur
Folge, dass der Selbstversor-
gungsgrad mit heimischen Le-
bensmittelnnochweiter zurück-
ginge,denn«wirverlierenschon
heute jedes Jahr ein Prozent am

Selbstversorgungsgrad», soRu-
fer. Ein Nein zur Initiative sei
mitnichten ein Nein zur Biodi-
versität, aber «wir wollen ein-
fachnichtübertreiben,dennwir
wollen in unserem Land auch
genügend Nahrungsmittel und
Energie produzieren und nicht
immer abhängigerwerden vom
Ausland», soMartin Rufer.

60Prozentder Insekten
sindgefährdet
DerThurgauerPro-Natura-Prä-
sident und ehemalige Grünen-
Kantonsrat Toni Kappeler wi-
dersprach. Er betonte, dass aus
seiner Sicht der Initiativ-Text
«die Interessensabwägungzwi-
schenNaturschutzundanderen

Interessen gewährleistet».
Wenn irgendwodieEnergiepro-
duktionausnationaleroderkan-
tonaler Sicht wichtiger sei als
der Naturschutz, so könneman
dies auch mit dieser Initiative
durchsetzen.Dennder Initiativ-
text legewederfixeZahlennoch
Flächen fest, sondernnurdas zu
erreichende Ziel. Was jedoch
unbedingt geschehenmüsse, sei
eineStärkungderBiodiversität,
«denn 60 Prozent unserer In-
sekten sind potenziell gefähr-
det». Dies erkenne, wer schon
seit einigen Jahrzehnten Auto
fahre:«Frühermusstemannach
einer Ausfahrt an einem Som-
merabend immer die Fenster-
scheibe putzen,weil sie vollmit

toten Insektenwar; heutegibt es
das nicht mehr, weil die Insek-
ten eben nicht mehr da sind»,
versinnbildlichteToniKappeler.
Diese Entwicklung könne auch
Landwirten, die um ihr Kultur-
land bangten, nicht gefallen,
«denn auf diesen Ökosystem-
leistungen beruht unser ganzes
LebenundunserWirtschaften»,
mahnte Toni Kappeler.

Am Ende fanden Kappelers
Worte in der Diskussion zwar
Anerkennung, nicht jedoch im
Abstimmungsresultat. Von den
94 Delegierten sagten gerade
einmal 16 Ja zur Biodiversitäts-
initiative. 72Delegierte lehnten
dasVolksbegehrenab,6weitere
enthielten sich ihrer Stimme.

Goldener Fallschirm? Mitglieder der Thurgauer Regierung haben nach Beendigung ihrer Amtstätigkeit Anrecht auf ein Ruhegehalt. Bild: Andrea Tina Stalder
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